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Kernaussagen 
1. Zwischen 2002 und 2017 nimmt un-
ter den 46- bis 85-Jährigen die Identifika-
tion mit den großen Volksparteien, insbe-
sondere mit der SPD deutlich ab. Parallel 
dazu erhalten kleinere Parteien zuneh-
mend mehr Zustimmung. Der Anteil von 
Personen ohne Parteipräferenz liegt kon-
stant bei etwa einem Viertel. 
2. Die 76- bis 85- Jährigen präferieren 
vergleichsweise häufig die traditionellen 
Parteien (CDU/ CSU, SPD sowie FDP). 
Im Vergleich dazu fallen bei den 46- bis 
55-Jährigen die Anteile in historisch jün-
geren Parteien vergleichsweise groß aus 
(Bündnis 90/Die Grünen, AfD, andere 
kleine Parteien). Der Anteil derer ohne 
Parteipräferenz ist in der ältesten Gruppe 
halb so groß wie in der jüngsten Alters-
gruppe.  
3. Substanzielle Geschlechterunter-
schiede in den Parteipräferenzen zeigen 
sich nicht. Männer neigen etwas häufiger 
zu kleineren Parteien (AfD, Die Linke, 
FDP), während sich Frauen etwas häufi-
ger mit keiner Partei identifizieren.  
4. In Westdeutschland findet sich die 
Identifikation mit den lang bestehenden 
Parteien deutlich häufiger als in Ost-
deutschland. Dort erfahren stärker links- 
sowie rechtsorientierte Parteien einen 
größeren Zuspruch (Die Linke und die 
AfD). Personen in ländlichen Gemeinden 
präferieren häufiger CDU/CSU und AfD. 
5. Die SPD erfährt als einzige Partei in 
allen Bildungsgruppen gleich starke Zu-
stimmung. Personen ohne Berufsab-
schluss präferieren vergleichsweise häu-
figer CDU/CSU und AfD; Personen mit 
Berufs- oder Universitätsabschluss häufi-
ger das Bündnis 90/Die Grünen, Die 
Linke und die FDP.  
6. Personen, die keiner Religionsge-
meinschaft angehören, haben vergleichs-
weise häufiger keine Parteipräferenz     
oder präferieren die AfD oder Die Linke.  
7. Die geringste Lebenszufriedenheit 
weisen die Personen auf, die sich mit ei-
ner der nicht weiter ausdifferenzierten 
Kleinstparteien oder der AfD identifizie-
ren.  
8. Personen ohne Parteipräferenz le-
ben in Haushalten mit dem geringsten 
Durchschnittseinkommen. Personen mit 
FDP-Präferenz geben das höchste 
Durchschnittseinkommen an. 
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Die Identifikation mit einer politischen 
Partei spielt in der Wahlforschung eine 
große Rolle, denn sie ist eine wichtige 
Determinante für die tatsächliche Wahl-
entscheidung am Wahltag. Zwar muss 
die Parteiidentifikation nicht die direkte 
Wahlentscheidung bedeuten, dennoch 
hat sie einen großen Einfluss darauf 
(Marcinkiewicz 2019). Nach einem bis 
heute einflussreichen Zweig der empir-
ischen Wahlforschung wird Parteiidenti-
fikation definiert als: „psychological 
identification, which can persist without 
legal recognition or evidence of formal 
membership and even without a con-
sistent record of party support“ (Camp-
bell et. al. 1960:121). Im deutschspra-
chigen Raum finden auch die Bezeich-
nungen Parteipräferenz oder Parteibin-
dung Anwendung. Bei älteren Men-
schen wird eine stabilere und langfristi-
gere Identifikation mit einer Partei er-
wartet, als bei jungen Menschen, was 
im Wesentlichen durch eine zumeist fi-
nanziell abgesicherte Lebenssituation 
sowie eine längere Sozialisierung mit 
den gesellschaftlichen Umständen er-
klärt wird (z. B. Searing et. al. 1972; Se-
ars & Funk 1999). Diese langfristige 
‚Bindung‘ älterer Menschen an eine 
Partei kann dabei zur Stabilisierung des 
Parteiensystems beitragen. Sie kann je-
doch auch mobilisierungshemmend und 
somit einer Modernisierung überholter 
Systeme entgegenwirken (Marcinkie-
wicz 2019).  
In diesem Beitrag wird die Parteipräfe-
renz von Personen in der zweiten Le-
benshälfte beschrieben. Dabei wird ei-
nerseits ihre Entwicklung zwischen 
2002 und 2017 betrachtet. Andererseits 
werden für das Jahr 2017 mögliche Un-
terschiede nach zentralen demografi-
schen und sozio-ökonomischen Merk-
malen untersucht: Alters- und Ge-
schlechterunterschiede, regionale Diffe-
renzen, sowie Unterschiede nach Bil-
dungsniveau, Zugehörigkeit zu einer 
Religionsgemeinschaft, nach Lebens-
zufriedenheit und nach Einkommen. 
Datengrundlage sind fünf Erhebungs-
wellen (2002, 2008, 2011, 2014, 2017) 
des Deutschen Alterssurveys – einer 
bevölkerungsrepräsentativen Langzeit-
studie, gefördert durch das Bundesmi-
nisterium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend. Die untersuchten Stichpro-
ben enthalten sowohl Erstbefragte als 
auch Befragte, die wiederholt an der 
Studie teilgenommen haben. Betrachtet 
werden Personen im Alter von 46 bis 
85 Jahren.  
Berichtet werden durchweg gewichtete 
Befunde. Diese lassen sich für die 
Jahre zwischen 2008 und 2017 als re-
präsentativ für die in Privathaushalten 
lebende Wohnbevölkerung Deutsch-
lands verstehen. Abweichend hiervon 
erfasst die Erhebungswelle 2002 nur 
die deutsche Wohnbevölkerung, wes-
halb die Befunde für das Jahr 2002 nur 
für Personen mit deutscher Staatsange-
hörigkeit gelten (für mehr Informationen 
zur Studie sowie zu den Stichproben: 
Klaus et al. 2017; Klaus, Engstler & Vo-
gel 2019).  
Die Parteipräferenz wird im Deutschen 
Alterssurvey erhoben, indem gefragt 
wird, ob man einer bestimmten Partei 
zugeneigt ist: „Viele Menschen in 
Deutschland neigen längere Zeit einer 
bestimmten Partei zu, auch wenn sie 
ab und zu eine andere Partei wählen. 
Wie ist das bei Ihnen: Neigen Sie – 
ganz allgemein gesprochen – einer be-
stimmten Partei zu?“ Die befragten Per-
sonen können zwischen verschiedenen 
Parteien wählen oder auch angeben: 
„Nein, ich neige keiner Partei zu.“  
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1. Wandel der Parteipräferenz zwischen 2002 und 2017
Wie hat sich die Parteipräferenz über 
die Zeit hinweg verändert? Abbildung 1 
zeigt, dass die beiden großen Volkspar-
teien im Jahr 2017 zwar nach wie vor 
die größte Präferenz unter den 46- bis 
85-Jährigen genießen: CDU/CSU = 
30,5 Prozent, SPD =  21,9 Prozent. Je-
doch haben sie gegenüber 2002 an Be-
deutung eingebüßt: Vor allem die SPD 
(30,5 Prozent), nur leicht die CDU/CSU 
(32,5 Prozent). 
Dieser Rückgang geht weitgehend auf 
die gestiegene Präferenz kleinerer so-
wie neu gegründeter Parteien zurück. 
Vor allem das Bündnis 90/Die Grünen 
haben zwischen 2002 und 2017 bei den 
46- bis 85-Jährigen deutlich an Zu-
spruch gewonnen. Ihr Anteil ist von 3,2 
Prozent auf 11,0 Prozent gestiegen. 
Aber auch Die Linke erhält mehr Zu-
stimmung (von 3,2 Prozent auf 4,9 Pro-
zent) ebenso wie die AfD, die 2013 ge-
gründet wurde und 2017 von 3,1 Pro-
zent präferiert wird. Die Anteile der FDP 
sind 2002 (4,0 Prozent) und 2017 (3,7 
Prozent) nahezu gleich groß, nachdem 
die Partei zwischenzeitlich an Zustim-
mung verloren hatte (mit einem Tiefst-
wert von 1,9 Prozent im Jahr 2014). An-
dere, hier nicht weiter ausdifferenzierte 
Kleinstparteien weisen insgesamt 
durchweg nur sehr geringe Anteile zwi-
schen 1,1 Prozent (2014) und 1,6 Pro-
zent (2017) auf. 
Etwa ein Viertel der 46 bis 85-Jährigen 
gibt an, sich mit keiner Partei zu identifi-
zieren, wobei es zwischen 2002 und 
2017 zu einem leichten Rückgang die-
ses Anteils gekommen ist. 
 
  




Abbildung 1: Parteipräferenz 46-85 Jähriger von 2002 bis 2017 (in Prozent) 
 
 
Parteipräferenz 2002 2008 2011 2014 2017 
CDU/CSU 32,2 31,5 30,5 32,1 30,5 
SPD 30,5 26,2 27,7 24,9 21,9 
AfD -- -- -- 2,6 3,1 
Bündnis 90/Die Grünen 3,2 6,6 12,1 10,2 11,0 
Die Linke (ehemals PDS) 3,2 4,8 4,6 5,8 4,9 
FDP 4,0 4,4 2,9 1,9 3,7 
Andere Parteien 1,2 1,2 1,2 1,1 1,6 
Keine Parteipräferenz 25,8 25,4 21,1 21,4 23,4 
Gesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 
 
Quelle: Deutsches Zentrum für Altersfragen, Deutscher Alterssurvey, gewichtet  (n2002: 3.974; n2008: 5.343; n2011: 














































2. Altersgruppenunterschiede in der Parteipräferenz  
Abbildung 2 zeigt die Parteipräferenz 
getrennt nach Altersgruppen. Ein zent-
raler Befund ist, dass in höheren Alters-
gruppen vor allem die Präferenz der 
etablierten Parteien deutlich höher ist 
als in jüngeren Altersgruppen. Das 
zeigt sich für die SPD (76- bis 85-Jäh-
rige = 22,9 Prozent, 46- bis 55-Jährige 
= 16,2 Prozent), am deutlichsten jedoch 
für die CDU/CSU (76- bis 85-Jährige = 
45,1 Prozent, 46- bis 55-Jährige = 26,2 
Prozent) sowie die FDP (76- bis 85-
Jährige = 5,8 Prozent, 46- bis 55-Jäh-
rige = 1,9 Prozent). Anders formuliert: 
Fast drei Viertel der ältesten betrachte-
ten Personen identifizieren sich mit ei-
ner der drei traditionellen, historisch äl-
testen Parteien Deutschlands (76- bis 
85-Jährige = 73,8 Prozent) – im Ver-
gleich zu weniger als der Hälfte der 
Personen im mittleren Erwachsenenal-
ter (46- bis 55-Jährige = 44,3 Prozent).
Altersgruppenunterschiede von ähnli-
chem Ausmaß finden sich spiegelbild-
lich für einige der historisch jüngeren 
Parteien: So liegt die Präferenz für das 
Bündnis 90/Die Grünen bei den 46- bis 
55-Jährigen bei 16,0 Prozent gegen-
über 3,9 Prozent bei den 76- bis 85-
Jährigen. Ähnlich deutliche Unter-
schiede zeigen sich für die AfD (46- bis 
55-Jährige = 4,3 Prozent, 76- bis 85-
Jährige  = 2,1 Prozent) sowie sonstige 
Kleinstparteien (46- bis 55-Jährige = 
2,0 Prozent, 76- bis 85-Jährige  = 0,5 
Prozent). Ein deutlicher Rückgang über 
die Altersgruppen hinweg zeigt sich 
auch für diejenigen, die keine Parteiprä-
ferenz haben. Während der Anteil bei 
den 46- bis 55-Jährigen mit 28,6 Pro-
zent am höchsten ist, ist er bei den 76- 
bis 85-Jährigen mit 14,8 Prozent nur 
halb so groß. Die Anteile der Partei Die 
Linke liegen zwischen 3,5 und 6 Pro-
zent, lassen jedoch auf keinen Trend 
über die Altersgruppen hinweg schlie-
ßen. 


































































































Männer und Frauen unterscheiden sich 
in ihrer Parteipräferenz kaum (Abbil-
dung 3). Tendenziell zeigt sich jedoch, 
dass Männer etwas häufiger kleinere  
oder populistische Parteien präferieren 
als Frauen. Das wird deutlich für die 
AfD (3,8 Prozent der Männer gegen-
über 2,4 Prozent der Frauen), Die Linke 
(5,8 Prozent gegenüber 4,1 Prozent) 
sowie die FDP (4,6 Prozent gegenüber 
2,8 Prozent). Im Gegenzug liegt der An-
teil der Frauen ohne spezifische Partei-
präferenz mit 25,2 Prozent etwas über 
dem Anteil bei den Männern mit 21,5 
Prozent. 
 
Abbildung 3: Parteipräferenz 46- bis 85-Jähriger 2017, nach Geschlecht (in 
Prozent) 
 













































Die Abbildungen 4 und 5 illustrieren re-
gionale Unterschiede in der Parteipräfe-
renz. Die Verteilungen belegen zu-
nächst deutliche Unterschiede in der 
Parteipräferenz zwischen Ost- (neue 
Bundesländer) und Westdeutschland 
(alte Bundesländer) (Abbildung 4). In 
Westdeutschland haben die länger be-
stehenden (Volks-)Parteien eine deut-
lich stärkere Position als in Ostdeutsch-
land. So kommen die CDU/CSU in 
Westdeutschland auf einen Anteil von 
32,0 Prozent (gegenüber Ostdeutsch-
land: 23,7 Prozent), die SPD auf 23,7 
Prozent (gegenüber 13,3 Prozent), das 
Bündnis 90/Die Grünen auf 12,2 Pro-
zent (gegenüber 5,1 Prozent) und die 
FDP auf 4,0 Prozent (gegenüber 2,1 
Prozent). Die Parteien des stärker lin-
ken und stärker rechten Spektrums er-
fahren hingegen in Ostdeutschland ver-
gleichsweise stärkeren Zuspruch: So 
liegen hier der Anteil der AfD bei 6,3 
Prozent (zum Vergleich in West-
deutschland: 2,4 Prozent) und der An-
teil Der Linken bei 13,2 Prozent (gegen-
über 3,1 Prozent). Auch ist ein wesent-
lich größerer Anteil der 46- bis 85-Jähri-
gen in Ostdeutschland ohne Präferenz 
für eine Partei (35,1 Prozent) als in 
Westdeutschland (20,9 Prozent).  
 
Abbildung 4: Parteipräferenz 46- bis 85- Jähriger 2017, nach Ost- und 
Westdeutschland (in Prozent) 
 
Quelle: Deutsches Zentrum für Altersfragen, Deutscher Alterssurvey, gewichtet  (n: 5.170) 
 
Die Parteipräferenzen variieren auch 
deutlich je nach Größe des Wohnortes. 
Personen, die in ländlichen Gemeinden 
leben präferieren vergleichsweise häufi-
ger die CDU/CSU (38,1 Prozent) aber 
auch die AfD (4,1 Prozent). Personen in 
Großstädten präferieren vergleichs-
weise häufiger die SPD (25,9 Prozent) 
und das Bündnis 90/Die Grünen (14,6 
Prozent). In Kleinstädten und Städten 
mittlerer Größe sticht vor allem ein rela-
tiv hoher Anteil von Personen ohne 


















































Abbildung 5: Parteipräferenz 46- bis 85 Jähriger 2017, nach Stadt-Land (in 
Prozent) 
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5. Parteipräferenz und formales Bildungsniveau 
Das formale Bildungsniveau wird an-
hand des ISCED-Standards abgebildet 
(UNESCO 2006). Es werden drei Grup-
pen vergleichend betrachtet: Personen 
ohne beruflichen Abschluss (niedriges 
Niveau), mit betrieblichem oder berufs-
bildend-schulischem Abschluss (mittle-
res Niveau) und Personen mit abge-
schlossener Aufstiegsfortbildung wie 
Meisterabschluss oder (Fach-)Hoch-
schul- oder Universitätsabschluss (ho-
hes Niveau).  
Personen zwischen 46 und 85 Jahren 
ohne Berufsabschluss haben eine im 
Vergleich zu den anderen Bildungs-
gruppen häufigere Präferenz für die 
CDU/CSU (39,0 Prozent), die AfD (8,1 
Prozent) sowie Kleinstparteien (2,7 Pro-
zent). Personen mit Berufsabschluss 
bevorzugen vergleichsweise häufiger 
das Bündnis 90/Die Grünen (6,5 Pro-
zent und 19,1 Prozent), Die Linke (4,7 
Prozent und 6,0 Prozent) sowie die 
FDP (3,2 Prozent und 4,9 Prozent).  
Die einzige Partei, die in allen Bildungs-
gruppen nahezu gleich stark präferiert 
wird, ist die SPD mit Anteilen um je-
weils ein Fünftel. Eine fehlende Partei-
präferenz ist bei Personen mit hoher 
Bildung am geringsten verbreitet: 17,7 
Prozent (im Vergleich zu 27,9 Prozent 
und 26,9 Prozent in den beiden ande-
ren Bildungsgruppen).  
 






Abbildung 6: Parteipräferenz 46- bis 85-Jähriger 2017, nach formalem 
Bildungsniveau (in Prozent) 
 








































































6. Parteipräferenz und Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft 
Untersucht man die Parteipräferenz da-
nach, ob die Person einer Religionsge-
meinschaft angehört oder nicht, so 
zeigt sich, dass Personen mit Konfessi-
onszugehörigkeit vergleichsweise häu-
fig der CDU/CSU zugeneigt sind (36,4 
Prozent). Zum Vergleich: Bei Personen 
ohne Zugehörigkeit zu einer Religions-
gemeinschaft ist der Anteil mit 17,8 
Prozent nur halb so groß. Sie tendieren 
eher zu kleineren Parteien. So präferie-
ren sie relativ häufig politisch stärker 
rechts und links ausgerichteten Par-
teien: die AfD mit 5,3 Prozent (im Ver-
gleich zu 1,8 Prozent) und Die Linke mit 
9,7 Prozent (im Vergleich zu 2,7 Pro-
zent). Ihre Anteile fallen aber auch beim 
Bündnis 90/Die Grünen etwas höher 
aus mit 12,6 Prozent (im Vergleich zu 
10,2 Prozent) sowie bei der FDP mit 
4,5 Prozent (im Vergleich zu 3,2 Pro-
zent). Gleichzeitig haben Personen 
ohne Konfessionszugehörigkeit deutlich 
häufiger keine Parteipräferenz: 29,4 
Prozent (im Vergleich zu 20,8 Prozent).  
 
Abbildung 7: Parteipräferenz 46- bis 85-Jähriger nach Zugehörigkeit zu einer 
Religionsgemeinschaft, 2017 (in Prozent) 
 

















































7. Parteipräferenz und Lebenszufriedenheit
Ein leichter Zusammenhang zeigt sich 
auch zwischen Parteipräferenz und all-
gemeiner Lebenszufriedenheit. Die 
Messung der Lebenszufriedenheit ori-
entiert sich an einer etablierten Skala 
(„satisfaction with life“ nach Pavot & 
Diener 1993) und erfolgt anhand von 
fünf Fragen wie beispielsweise: „Meine 
Lebensbedingungen sind hervorra-
gend.“ Aus den Antworten wird ein Mit-
telwert gebildet, der von „gar nicht zu-
frieden“ (Wert 1) bis „sehr zufrieden“ 
(Wert 5) reicht.  
In der Tabelle 8 sind mittlere Zufrieden-
heitswerte je nach Parteipräferenz ab-
gebildet. Demnach sind diejenigen im 
Durchschnitt am zufriedensten, die eine 
der lang etablierten Parteien präferie-
ren: CDU/CSU, SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und FDP (mittlere Zufriedenheit 
jeweils zwischen 3,8 und 3,9). Die ge-
ringste Lebenszufriedenheit haben Per-
sonen, die der AfD zugeneigt sind (3,4) 
oder einer der Kleinstparteien (3,2). 
Abbildung 8: Mittlere Lebenszufriedenheit 46- bis 85-Jähriger nach 
Parteipräferenz, 2017  
 




















































8. Parteipräferenz und Einkommenssituation
Die Einkommenssituation der 46- bis 
85-Jährigen wird über das Äquivalenz-
einkommen abgebildet. Dabei handelt 
es sich um das Einkommen aller Haus-
haltsmitglieder, das die Anzahl und das 
Alter der im Haushalt lebenden Perso-
nen berücksichtigt (nach neuer OECD-
Skala).  
Das höchste durchschnittliche Haus-
haltseinkommen erzielen demnach die-
jenigen, die der FDP zugeneigt sind 
(mittleres Haushaltseinkommen = 2.849 
Euro), gefolgt von Personen, die das 
Bündnis 90/Die Grünen präferieren 
(2.511 Euro). Personen ohne Parteiprä-
ferenz leben in Haushalten mit dem ge-
ringsten durchschnittlichen Haushalts-
einkommen (1.779 Euro). Vergleichs-
weise gering fallen auch die Einkom-
men derer aus, die die folgenden Par-
teien präferieren: die AfD (1.847 Euro), 
sonstige Kleinstparteien (1.855 Euro), 
Die Linke (1.921 Euro). Im mittleren 
Einkommenssegment bewegen diejeni-
gen, die die CDU/CSU (2.334 Euro) o-
der die SPD (2.136 Euro) präferieren.  
 
Abbildung 9: Mittleres Einkommen 46- bis 85-Jähriger nach Parteipräferenz, 2017  
 
Quelle: Deutsches Zentrum für Altersfragen, Deutscher Alterssurvey, gewichtet  (n: 4.963) 
Die Analyse belegt einen gewissen 
Wandel der Parteipräfenz hin zu mehr 
Pluralität. Zudem zeigt sie, dass eine 
Reihe demografischer sowie sozio-öko-
nomischer Merkmale die individuelle 
Neigung zu einer Partei mittragen. 
Insgesamt betrachtet ist die Parteiprä-
fenz ein gutes Instrument, um die politi-
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